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 Vorgesehenes Qualifizierungschancengesetz: Dringend erforderlich sind auch überfällige Neuregelungen im SGB III zu § 180 Abs. 3 Nr. 3 (Bundesdurchschnittskostensatz) und Abs. 4 (2/3-Regelung bei nichtverkürzbaren Umschulungen)    Sehr geehrte(r) Frau/Herr…,  gestatten Sie, dass ich mich nach unserer Pressemitteilung vom 29.08.18 („Bundesagentur für Arbeit muss endlich auf erneut steigenden Weiter-bildungs-Mindestlohn reagieren und Bundesdurchschnittskostensätze an Lohnsteigerungen anpassen“) erneut mit der dringenden Bitte um Unter-stützung (über den Bundestag oder den Bundesrat) direkt an Sie wende.  Grund hierfür ist einerseits der vorliegende Referentenentwurf des sog. Qualifizierungschancengesetzes, mit dem sich nun zunächst der Bun-destag auseinanderzusetzen hat, und andererseits die inzwischen bekannt gewordene Antwort der Bundesregierung auf eine Parlamentarische Anfrage der Fraktion DIE LINKE unter der Überschrift „Vergütung von Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung – Ent-wicklung der Bundesdurchschnittskostensätze“ (BT-Drs. 19/4282).  Gestatten Sie mir hierzu folgende Anmerkungen:  1. Der VDP-Dachverband hatte nur wenige Tage Zeit, um sich in der Anhörung zu dem o.g. Referentenentwurf zu äußern. Die entspre-chende Stellungnahme unseres Dachverbandes übersende ich Ihnen als Anlage 1 zu diesem Schreiben. Grundsätzlich bewerten  
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wir die vorgesehenen Gesetzesänderungen durchaus als positiv. Ganz wichtig für das Gelingen des Gesetzesanliegens, die geförderten Maß-nahmen zur Qualifizierung bzw. Weiterbildung insbesondere vor dem Hintergrund der fortschreitenden Digitalisierung und des wachsen-den Fachkräftemangels auszubauen sowie den förderfähigen Adressa-tenkreis zu erweitern, wird aus der Sicht unserer Mitgliedseinrich-tungen sein, dass die Fortbildungsmaßnahmen von den Beschäftigten bzw. deren Arbeitgeber möglichst unbürokratisch in Anspruch ge-nommen werden können.  2. In der o.g. Pressemitteilung des VDP Sachsen-Anhalt vom 29.08. machte ich u.a. darauf aufmerksam, dass allein im Zeitraum zwischen dem 01.07.13 und dem 01.01.18 in den neuen Bundesländern der Mindestlohn für die Weiterbildungsbranche um 36 Prozent ge-stiegen ist. Nach den kürzlich abgeschlossenen Verhandlungen der zuständigen Tarifparteien ist bis 2022 eine weitere Steigerung die-ses Mindestlohns um gut 16 Prozent zu erwarten. Mit diesen (durchaus zu begrüßenden) Lohnentwicklungen, die sich nachdrück-lich auf die Kosten entsprechender Weiterbildungsmaßnahmen aus-wirken, hält die Entwicklung des sog. Bundesdurchschnittskos-tensatzes (BDKS) bereits seit Jahren nicht mehr mit, so dass die Durchführung gerade auch längerfristiger Weiterbildungsmaßnah-men nach § 180 SGB III für immer mehr Weiterbildungsanbieter zu einem kaum noch zu beherrschenden wirtschaftlichen Risiko führt.  Derartige Maßnahmen können derzeit nur auf der Grundlage der §§ 3 + 4 der AZAV (in der Regel für einen Zeitraum von jeweils drei Jah-ren!) zugelassen werden. Dabei dürfen die entsprechenden Maßnah-mekosten während des gesamten dreijährigen Zulassungszeitraums grundsätzlich nicht über den von der Bundesagentur für Arbeit im Zulassungsjahr veröffentlichten BDKS liegen, es sei denn, die inner-halb der Bundesagentur zuständige Stelle stimmt einem erhöhten Kos-tensatz im Einzelfall zu (s. § 180 Abs. 3 Nr. 3 SGB III). Eine solche Zu-stimmung soll von der Bundesagentur nur dann erteilt werden, wenn der Maßnahmeträger ein besonderes arbeitsmarktpolitisches Interesse an der Maßnahme und die Notwendigkeit überdurchschnittlicher technischer, organisatorischer oder personeller Aufwendungen nach-weisen kann (s. § 4 Abs. 3 AZAV).  Die nunmehr vorliegende Antwort der Bundesregierung auf die o.g. Anfrage zur Entwicklung der BDKS macht aus unserer Sicht mehr als deutlich, dass die bisherigen Vorgaben hierzu im SGB III und in der AZAV vor allem aufgrund des beständigen An-stiegs des Mindestlohns für die Weiterbildungsbranche, stei-gender Material- und Energiekosten, zurückgehender Teilneh-merzahlen und der kontinuierlich wachsenden Digitalisie-
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rungskosten schon lange nicht mehr zeitgemäß sind und des-halb die Arbeitsmarktdienstleister in eine immer größere finan-zielle Schieflage bringen.  Aus der Antwort der Bundesregierung ergibt sich insbesondere, dass  
− das System der jährlichen Berechnung der BDKS von vornherein auf Stagnation ausgelegt ist, da die neuen BDKS immer auf der Grundlage der durchschnittlichen Maßnahmekosten des vergan-genen Jahres berechnet werden, wobei ja für diese die BDKS des Vorjahres galten, die ebenfalls nur in begründeten Einzelfällen überschritten werden durften (s. Antwort auf Frage 1)  
− die erst im Jahr 2017 getroffene Regelung nach § 4 Abs. 2 AZAV, wonach die Bundesagentur nunmehr bei der Ermittlung der BDKS auch allgemeine Preissteigerungen berücksichtigen kann, eben-falls nur höchst unzureichend die o.g. Steigerungsraten beim Wei-terbildungs-Mindestlohn abbildet (s. Antwort auf Frage 1 + Anla-ge 2 zu diesem Schreiben).  
− sich entgegen des von der Bundesregierung zur Frage 3 benannten Beispiels der Kostenentwicklung eines BDKS (Fachkräfte in der Metallerzeugung, Metallbearbeitung, Metallbau) viele andere BDKS seit 2013 sogar rückläufig entwickelt haben (Vergleich der zur Beantwortung der Parl. Anfrage gehörenden Anlagen 1 bis 6; s. auch die zu diesem Schreiben gehörenden Übersichten in der Anlage 2) und die Bundesagentur Teilkomponenten, die die Maßnahmekosten der Bildungsdienstleister objektiv beeinflussen, eben nicht berücksichtigt (s. Antwort auf Frage 11). Der Bundes-regierung selbst scheinen derartige Kostenentwicklungen bisher ebenfalls nicht bekannt gewesen zu sein (s. ebenfalls Antwort auf Frage 11).  
− die Bundesregierung nicht weiß, wie viele geförderte Teilneh-mer*innen eine entsprechende Weiterbildungsmaßnahme tatsäch-lich durchschnittlich besuchen, sie aber dennoch seit vielen Jah-ren die Berechnung der BDKS auf der Annahme, dass die einzel-nen Weiterbildungen durchschnittlich von jeweils 15 Teilneh-mern besucht werden, für sachgerecht zu halten scheint (s. Ant-wort zu Frage 15; Anmerkung: Nach unseren Erfahrungen dürfte einen Weiterbildungsmaßnahme, die tatsächlich von 15 Teilneh-mern besucht wird, gerade in den neuen Bundesländern inzwi-schen die absolute Ausnahme darstellen. Tatsächlich werden viele „Maßnahmen“ nur noch von Einzelpersonen oder kleineren Gruppen im einstelligen Bereich absolviert.)  
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Warum die Bundesregierung vor diesem Hintergrund keinen Handlungsbedarf bei der Regelung zu den BDKS sieht (s. Ant-wort zu Frage 23) und deren Berechnung allein der Bundesagen-tur überlässt, ohne hierzu konkrete gesetzliche Vorgaben zu machen, ist aus der Sicht unserer Verbandsmitglieder nicht nachvollziehbar. Das Bundesministerium für Arbeit und Sozia-les kann meines Erachtens nach nicht auf der einen Seite „gute Löhne“ in der Weiterbildungsbranche fordern, die entspre-chenden Lohnentwicklungen bei der Finanzierung von Weiter-bildungsmaßnahmen aber nahezu unberücksichtigt lassen.  Deshalb müssen die Regelungen zur Berechnung/Festlegung der BDKS grundsätzlich überarbeitet werden, wobei z.B. rea-listischere Gruppengrößen, der jeweils aktuelle Weiterbil-dungs-Mindestlohn, sonstige Preissteigerungen oder auch In-vestitionserfordernisse (Stichwort „Digitalisierung“) beachtet werden müssen. Ebenso müssen die jeweils zugelassenen Maßnahmen diesen Preisentwicklungen während ihres jewei-ligen Zertifizierungszeitraums (drei Jahre) folgen können.  3. Ein dringendes Modifizierungsbedürfnis besteht außerdem hinsicht-lich der Zulassung und Modifizierung von sog. nichtverkürzbaren Umschulungsmaßnahmen (z.B. Umschulung zum Physiotherapeu-ten, Logopäden, Ergotherapeuten, Erzieher). Für diese Maßnah-men gilt bislang, dass diese nur zugelassen werden können, wenn be-reits zu Beginn der entsprechenden Maßnahme gesichert ist, dass mindestens ein Drittel der Maßnahmekosten aufgrund anderer bun-des- oder landesrechtlicher Regelungen finanziert wird (s. § 180 Abs. 4 S. 2 SGB III). Da es an solchen gesonderten Finanzierungsregelun-gen sowohl im Bund als auch bei den Ländern regelmäßig fehlt, sind derartige Umschulungen von vornherein ausgeschlossen, obwohl auch in den o.g. Berufsfeldern der Bedarf an ausgebildeten Fachkräf-ten immer weiter wächst. Eine aus meiner Sicht sehr praktikable Lö-sung wurde bereits für die Umschulung von Pflegefachkräften gefun-den. Dieser Ansatz sollte nun auch dringend auf weitere nicht-verkürzbare Ausbildungen mit einer gewissen arbeitsmarktpoli-tischen Relevanz ausgedehnt werden.  Aufgrund der aufgeführten Argumente wäre es sehr wichtig, dass Sie die unter 1. bis 3. genannten Positionen unseres Verbandes im Zuge des ange-laufenen Gesetzgebungsverfahrens unterstützen und Sie im Rahmen Ihrer Möglichkeiten auf eine entsprechende Modifizierung des SGB III hinwir-ken.    
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Schon jetzt danke ich Ihnen ganz herzlich für Ihr Interesse an dieser Thematik und für Ihre nachfolgende Unterstützung. Sehr gern stehe ich Ihnen für eventuelle Rückfragen zur Verfügung.  Mit freundlichen Grüßen 
 Jürgen Banse - Geschäftsführer -  Anlage: 

− Stellungnahme des VDP-Dachverbandes zum Referentenentwurf des Qualifizierungschancengesetzes 
− Entwicklung des Mindestlohns für die Weiterbildungsbranche und der Bundesdurchschnittskostensätze der BA  Verteiler: 
− Ministerin für Arbeit, Soziales und Integration des Landes Sachsen-Anhalt 
− Bundestagsabgeordnete des Landes Sachsen-Anhalt (außer AfD) 
− Mitglieder des Landtagsausschusses für Arbeit, Soziales und Integra-tion des Landes Sachsen-Anhalt (außer AfD)                                                                                                









Anlage 2 

1  

(Voraussichtliche) Entwicklung des für allgemeinverbindlich erklärten Mindestlohns für die Weiterbildungsbranche in den ostdeutschen Bundesländern1;2;3  

  1Ein einheitlicher Mindestlohn für die alten und neuen Bundesländer gilt erst seit dem 01.01.17.  2Dieser Mindestlohn gilt für die pädagogisch tätigen Arbeiternehmer/innen an solchen Weiterbildungseinrichtungen, die überwiegend Aus-   und Weiterbildungsleistungen auf der Grundlage der SGB II + III erbringen.  3Der Mindestlohn ab 2019 ist bereits ausverhandelt, aber noch nicht für allgemeinverbindlich erklärt worden. Die hier dargestellten  Mindestlohnstufen gelten für pädagogisch tätige Mitarbeiter/innen, die von ihrer Qualifikation mindestens der Niveaustufe 6 des DQR   (= Bachelorabschluss) zuzuordnen sind. 
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2  

Entwicklung der von der Bundesagentur für Arbeit ermittelten Bundesdurchschnittskostensätze (BDKS) für Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung   § 180 Abs. 3 Nr. 3 SGB III: „Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine Maßnahme, wenn … 3. die Maßnahmekosten über den durchschnittlichen Kostensätzen liegen, die für das jeweilige Bildungsziel von der Bundesagentur jährlich ermittelt werden, es sei denn, die innerhalb der Bundesagentur zuständige Stelle stimmt den erhöhten Maßnahmekosten zu.“   
Kurzbezeichnung nach Klassifikation der Berufe BDKS 2013 BDKS 2018 Proz. Entwicklung 

Metallerzeugung, Metallbearbeitung, Metallbau (Fachkraft)   6,55 €   6,81 € + 3,4 % 
Wolfram-Inertgasschweißen: Stahl 15,07 € 14,86 € - 1,4 % 
Wolfram-Inertgasschweißen: Aluminium 17,18 € 16,75 € - 2,5 % 
Spanende Metallbearbeitung (Spezialist)   8,61 €   8,59 € - 0,2 % 
Mechatronik-, Energie- u. Elektroberufe (Fachkraft)   7,00 €   7,36 € + 5,1 % 
Informatik und andere IKT-Berufe (Fachkraft)   8,85 €   8,50 € - 4,0 % 
Umschulungen (Güter-/Personenverkehr) 11,05 € 10,16 € - 8,1 % 
Medizinische Gesundheitsberufe   5,51 €   5,59 € + 1,4 %   


